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die fremde, sramdsische, belgische, lialienische, griechische
ins Land und wender den Prägungtgewinn jenen Staaten

zu. Durch dleses Zugeständniß gewinnt die Schwelz ca

eine halbe Million Franken.
Bither hatten die silbernen Funjfrankenstücde in der

Schweiz, in Ilalien und Griechenland gesetzlichen Kurs
—. h. alle Kassen mußten dieselben in jedem Vetran annehmen

Nicht so in Frankreich und Belgien. Die Vank von

Frankreich und die belgische Nationalbank verpflichteten sich
Anno 1878 blos durch besondere Eiklärungen, die Fünf
jrankenthaler der andern Staalen wie die eigenen zu be

handeln. Auch jeht gelang cs den schweizerischen Dele
girten nicht, es dahin zu bringen, daß Frankreich sich
herbeilleß, den gesehlichen Kurs einzuführen; sie mußten
sich begnügen, daß der Schweiz gestattet wurde
auch ihrerseits den gefezlihen Kurs abzu—
schafsen und dasur den schweizerischen Emissionsbanken
eine ähnliche Verpflichtung aufzulegen, wie sie die Banl
non Frankreich eingegangen war.

Die Praägung silberner Fünffrankenstücke
selbst auf Rechnung des Staates bleibt fistirt. Die
Wiederaufnahme der frelen Silberpragung von Selte irgend
eines Staates ist allerdings möglich gemacht, aber so er
schwert, daß nicht daran zu denken ist, es werde ein Ver

juch gewagt. Nicht nur mußte dieser Staatseine silbernen
Funfftrankenstücke fortwährend gegen Gold auewechseln, die
andern Staaten wären berechtigt, dieselben ganz von ihrem

Gebiet aut zuschließen. Fur einen solchen Fall hat sich die
Schweiz das Recht vorbehalten, aus her Union auszutreten.

Diese Bestimmungen der Konvention bedeuten that
jächlich nichts anderes als den Uebergang zur Gold
währung auch in der lateinischen Munzunion. Das
Gold dient allein als Werthmesser; der Werih der Silber

münzen wird im Verhältniß 15653:1von den Unions—

staaten Carantirt; mit andern Worten, der Preit des
Silbers mag auf dem Markte stehen wie er will, das

jetzt geprägte Silber wird von den Unlondestaaten stets

zum RNennwerth in Gold eingeldet. An den Fünffranken.
halern hängt fortan etwas Puapiergeld. Die Union be—
äindet sich mit der neuen Konvention im gleichen Zustand

wie Deuischland, das seit 1873 geseßliche Goldwährung
vaneben aber noch einen Stock von Silberthalern im Be

rag von 400 bis 800 Millionen Mark unter Staais

garantie sür den Nennwerth in Zirkulation hat. Die
ersten nationalokonomischen Rechner Deutschland's rathen
aber mit diesem Silbergeld so rasch als möglich abzu
ahren, und auch in der Union wird die jehige „hinkende

Wahrung“ ohne Zweifel milt der Zeit zur reinen Gold

währung führen. Fuür die Schweiz sind, Dank einer seit
zwanzig Jahren bresolgten, sehr vorsichtigen Münzpolitik
die Wege so geebnet, daß sie nöthigenfalls jeden Tag
zur reinen Goldwährung übergihen könnte.

Die Dauer der jedigen Kondention ist auf 8 Jahre

1. Januar 18806 bis 1. Januar 1801 festgeseht und

geht je ein Jahr weller, wenn nicht ein Jahr vor Ab
lauf von einem der Vertragestaaten gekündigt wird.

den 20. Dezember 1886.

—.

jer ist ebensalls für Annahme der Konvenlion, aber mit

olgender Erwägung: „In Anbetracht, daß die Konvention
delnerlei Vestiumungen enthält, welche der gegenwärtigen
ichweizerischen Munzgesehgebung irgendwie widersprechen
oder der Schwelz Verpflichtungen auferlegen würden, die

mit der Vollziehung der schweizerischen Munzgesetze direkt

oder indirekt im Widerspruche stehen, beschließt c“ Diese
Erwägung hält Sulzer für nothwendig, weil Geigy be
hauptet hat, man steure auf den Goldfuß zu.

Die Diskussion wurde hier abgebrochen, um heute
(Samstag) fortgesetzt zu werden.

Der Stäuderath genehmigte in der Sitzung vom Frei
iag die Postulate zum Budget betriffend Erlaß eines

einheitlichen Besoldungsgesehes sür die eibgen. Beamten
und Angestellten im Laufe des nächsten Jahres, betreffend
die vermehrte Einheit in den statistischen Arbeiten der

Departemente und des eidgen. statistischen Alreaus, und
detreffend die Ausstellung elnheitlicher Normen für die
Miethe oder die Erwerbung von Waffenplätzen.

In Betreff des Baues der Postgebäude in St.

Gallen und Luzern wurde dem Nationalrath zugestimmt
und der verlangte Kredit bewilligt. Eine Reihe von Nach

tragskrebiten im Betrage von 348,028 Fr. wurde

genehmigt. Fur den Vau einer Draht seilbahn vom
Bahnhof Zugano zur Sitadt Lugano wurde die Kon

zession ertheilt.
Gavard hat folgendes Postulat eingereicht: „Der

Bundesrath wird mit Rücksicht auf den beim Telephon

dienst erzielten Reingewinn eingeladen, den Preis der
TelephonAbonnemente überall da herabzusetzen,
wo die Betriebsergebnisse es gestatien, inbbesondere in

den Stabten, welche mehr als tausend Abonnemente auf
weisen.“

— Militärisches. (Einges) Die zu treffende Wahl

eines Kommandanten der III. Armeedivision

beginnt beinahe peinlich zu werden. Die Berner wollen
einen Berner haben, so schrieb aus der Bundeestadt eine

Presse, die sonst jederzeit bereit ist, sich Uber den Kantönli
geist der kleinern Orte lustig zu machen. Nun, die Herren

Dlvisionäre haben einen Griff gethan, der jener Presse
nicht auf die Zehen trat, indem sie Herrn Oberst Stein
zäuslin zu ihrem kuünfligen Kollegen ausersahen. Wir
denken zwar, sie seien hiebei weniger von der Rücksicht ge

eitet worden, einen Berner auf den Schild zu erheben,
als auf einen Mann zu verweisen, dem die hohe Verant

vortung für die Führung einer Armeedivision Uberbunden

verden dars. Jene Rücksichten werden um so weniger

gitragen worden sein, da sie bieher absolut nicht ubüch
varen undmansich bri derarligen Wahlen nie ängstlich
an den Schranken des Dwisionskreises gehalten hat. Der

Vorschlag war aber dazu angethan, allseitig voll und garz

zu befriedigen. Hert Oberst Steinhäuslin sieht als Trup
penführer der ganzen Armer in so gutem Gedächtnisse,

daß man ob der Nachricht, er sei der Auserwählte, ganz

dealickt dem Vorschlage zugejubelt hat.
Durch seine Ablehnung ist die Sache aber wieder in

ein krluisches Stadiunt getreten und gewisse Tagesblätter
haben die Wahl schon gelroffen. Wir sind der Ansicht,
daß elin vorlautes Dreinsahren unterlafsen werden sollte.
Es mag allerdinge ein erbauliches Gefühl sein, in dem
Schaiten seines Kirchthurmes die Wohnstätie eines Di
olsionärs zu besihen; doch wenn die maßgebenden Kreise

nit jenen Tagebdläutern nicht einig gehen sollten und sie
del der Wahl nicht gehött würden, so hätte der von ihnen

Empfohlene iedenfalls allen Gtund, sich mehr vor seinen
Freunden als vor seinen Gegnern zu bekreuzen. Die

Wahl eines Divlsionärz ist denn doch etwas verschieden
dor mancher Wahl in politische Stellungen; bei jener
zreten die Rucsichten für eine höchst wichtige Sache in
den Vordergrund. Zum Divisionär wird ein Mann von

bewährter Tüchtigkeit in der Fuührung kombinirter Truppen
dörper, allgemeinem milllärischem Wissen und tolaler

Selbsiständiglelt gefordert.
—AI

gezeichnelen Stabechef zu besihen, der die Seele des Ganzen

Die neue Konvention vom 6. November 1868.

Die Schweiz war an den dießjahrigen Munzkonferenzen

in Paris (Juli-August, OkloberNovember) durch den Ge
sandten Lardy und Nationalrath CramerFrey aus Zurich
dertreten. Dießmal war der Bundesralh fest entschlossen,

die Schweiz gegen alle Edentualitäten sicher zu stellen; er

zab deßhalb seinen Delegirten genau formulirte Instruk
lionen und knupfle den weilern Verbleib der Schweißz bei

der Munzunion an die Erfüllung wenigstens der wichtig
den der von ihrer Selte gestellten Forderungen.

In eister Linie stellte sie das Vegehren nach Auf-

Aufftellung einer Liquibations bestimmung. An—
der giesammten Ausprägung von silbernen Fünfftanken
Jüden, die seit 1866 in den Unlonbstaaten auf die enorme

Summe von 1,8360,966,036 Fr. gestiegen war, halte sich

die Schweiz nur mit 10,478. 2500 Fr. betheiligt. Diese
Funffrankenstüde werden fast sammtlich noch im Umlauf
sich befinden oder in den Kellergen ölben der Banken liegen
Hiezu lommen nun noch ältere, vor 18606geprägte Fünf
frankenslüche in nicht genau bestimmbarem Werth. Zu An
jang des Jahres 1888 wurde der Gesammtvorraih an

solchen Munzen alter und neuer Prägung auf 8910

Millionen Fr. geschot, wowon etwa 40 Millionen auf die

Schweiz enlsallen, die schweijerischen Emissionsbanken allein
besaßen 26,846,000 Fr. Es lag nun die Gefahr nahe,
daß unlter Umstanden die Schwelz den Verlust auf den

ntwertheten, in ihrem Gebiet zirkulirenden Funfftanken
stücen sell si hatte tragen mussen, während bri der Prägung
andere Staaten und ausländische Privalen den Gewinn

gehabt hallen, und dieser Verlust würde sich an oben ge
nannter Summe von 40 Millionen Fr. auf etwa 8 Mill.

Franken bejiffert haben. Die schweizerischen Vertreter ver

langten daher die Aufnahme der Bestimmung: daß im
Fall einer Auflösung der Unlon jeder Staat die von ihm

geprägten silbernen Funffrankenstücke zum Nominalwerth
jurildnehmen mulsse. Hiebel konnte er sie gegen Fünffranken
stüde mit dem Stempel des die Aukwechslung verlangen
den Staatts oder gegen Gold einlösen. Frankreich, Italien

undGrie henland stimmten der Schweiz zu, Belgien wiber
jetzte sich und drohte mit dem Austritt aus der Union
So tam am 6. Noveniber eine neue Konvention nur

zwischen den erstgenannten Staaten zu Stande, weilere
Verhandlungen, die Frankreich als Vorort der Union mit

Belgien fuhrte, bewirkten, daß in den legten Tazen auch
letzterer Staat wleder beitrat. Die angenommene L'qui

oatlonoklausel ist gieignet, die Schwtiz, mag die Auflösung
der Union erfolgen, wann sie will, gegen allen Schaden

zu sichern. Nach derselben werden die im Moment der

Auflösung der Union in der Schweiz zirkulirenden Fünf
irankenstucke von Frankreich bis zum Vetrage von 60

Milllonen, von Italien bis auf 30 Millionen und von

Belgien durch nunmehrigen Zusatz bis auf 6 Millionen
in Gold oder Fuuffrankenstücken schweijtrischen Gepräges

zurückb zahlt.Mehr als 96 Milllonen ausländische Fünf
srankenstücke werden wohl kaum se in die Schweiz binein
tommen.

Als eine zweile Errungenschaft von großer Bedeutung
muß bezelchnet werden, daß der Schweiz gestattet wurde,
jeben weitere Millionen an Silberscheide

müunzen auzzuprägen, so daß sie jeht 25 Millionen

Franken in Scheldemunze in Zirkulallon seten darf. Diese
Münzen haben bekanntlich nicht den vollen Metallgehalt,
der Staat gewinnt an elner Million Scheidemünge, die

er prägt, eiwa 70,000 Fr. Da er die Pflicht der Ein

Udsung zum Nennwerih dat, so wird er allerdings für
diesen Gewinn sosort Debltor. Well aber die Schelde

munzen immer im Verkehr sein müssen, eingezogen einfach
durch neue erseht werden, so ist dar Debet wohl nie aus

pujahlen. Eln Mangel an eigener Schreidemunze bringt

Eidgenossenschaft.
Aus der Bundesversammlung. Der LNational

rath begann in der Freitagesihung die Diekussion über die

Ratiflkation der jüngst in Patis abgeschlossenen neuen
Münzkonodention, über welcht der gestrige und der

deutige Leltartilel des „Luz. Tagbl.“ Audkunst geben. dülf
die Kommission, deren Mehrheit die Natifikalion der Kon

dentlon empfiehlt, referitten Geigy Metlan und Aeby (Frei
durg). Die Minderheit der Kommission, aus Dr. Jooe
bestehend, stellt den Antrag auf Ablehnung der Konven
llon; eventuell beantragt sie: 1) Der Verlrag soll nu
ratifizirt werden unter der Bedingung der Zurücknahm

der minderwerthigen Funffrankenthalet durch jeden Staat
N Dieselben sollen umgeprägt und der legale Kurs förm
uch ausgesprochen werden. 3) Die Referendumsklausel soll
dem Vertrage beigefügt werden.

Fur die Nalifikalion sprach Oberst Arnolb. Dr. Sul.!
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